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Stellungnahme zur öffentlichen Konsultation Entwurf einer Dienstequalitätsverordnung (DQV) 

 

 

Im Rahmen der öffentlichen Konsultation zum Entwurf einer Dienstequalitätsverordnung (DQV) nehmen 

wir wie folgt Stellung und ersuchen um Berücksichtigung der nachstehenden, aus unserer Sicht wesentli-

chen Punkte. 

 

Der vorliegende Entwurf der Dienstequalitätsverordnung (DQV) verfehlt in wesentlichen Punkten die 

selbst gesetzten Ziele der Transparenzsteigerung und Förderung des Qualitätswettbewerbs. Statt klarer, 

vergleichbarer und für Endnutzer aussagekräftiger Qualitätsindikatoren enthält der Entwurf eine Vielzahl 

von Parametern, die entweder außerhalb des Einflussbereichs der Verpflichteten liegen, strukturelle Be-

sonderheiten einzelner Marktteilnehmer unberücksichtigt lassen oder keinerlei belastbare Aussage über 

die tatsächliche Dienstequalität zulassen. 

 

Darüber hinaus führt die pauschale und undifferenzierte Ausgestaltung der Verpflichtungen zu einem er-

heblichen administrativen Aufwand für Anbieter, ohne dass diesem Aufwand ein entsprechender regula-

torischer Mehrwert gegenübersteht. In mehreren Punkten ist die Verordnung daher als unverhältnismä-

ßig, systematisch inkonsistent und praktisch nicht vollziehbar zu beurteilen. 

 

Aus Sicht des VAT ist eine grundlegende Überarbeitung des Entwurfs erforderlich, um sicherzustellen, 

dass die DQV: 

• ausschließlich an objektiv beeinflussbare Parameter anknüpft, 

• unterschiedliche Marktrollen und Geschäftsmodelle sachgerecht berücksichtigt und 

• nur solche Informationen zur Veröffentlichung vorsieht, die tatsächlich zur qualitativen Ver-

gleichbarkeit von Diensten beitragen. 

 

Ohne entsprechende Anpassungen besteht die Gefahr, dass die Verordnung weder dem Endnutzer ei-

nen Mehrwert bietet noch den Qualitätswettbewerb fördert, sondern primär zu regulatorischer Mehrbelas-

tung führt. 

 

Fehlende Differenzierung nach Arten von Diensteanbietern – Verstoß gegen § 46 Abs. 4 TKG 2021 

und unionsrechtliche Vorgaben 

 

Ein zentraler Mangel des Entwurfs der Dienstequalitätsverordnung liegt in der fehlenden Differenzierung 

der vorgesehenen Qualitätsparameter nach der Art des jeweiligen Diensteanbieters. Der Entwurf geht 

ersichtlich davon aus, dass – mit Ausnahme des § 13 DQV – sämtliche Parameter von allen Anbietern 

von Internetzugangsdiensten sowie von öffentlich zugänglichen interpersonellen Kommunikationsdiens-

ten zu erheben, zu veröffentlichen und zu übermitteln sind, sofern diese zumindest einzelne Netzkompo-

nenten unmittelbar oder mittelbar kontrollieren. 
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Diese undifferenzierte Herangehensweise führt dazu, dass Anbieter verpflichtet werden, Parameter zu 

erheben und offenzulegen, die für ihre jeweilige Dienstekategorie entweder sachlich nicht einschlägig 

oder inhaltlich nicht sinnvoll sind. So wären etwa Anbieter von Internetzugangsdiensten gehalten, Para-

meter wie die „Verzögerung bei der Rufsignalisierung“ (§ 11 DQV-E) oder die „verständliche Sprachkom-

munikation“ (§ 14 DQV-E) zu berichten, obwohl diese ihrem Leistungsgegenstand systematisch fremd 

sind. 

 

Aus Sicht des VAT ist diese Ausgestaltung mit den gesetzlichen und unionsrechtlichen Vorgaben nicht 

vereinbar. Gemäß § 46 Abs. 4 TKG 2021 ist die Verordnung ausdrücklich unter Berücksichtigung der GE-

REK-Leitlinien gemäß Art. 4 Abs. 1 lit. d der Verordnung (EU) 2018/1971 sowie unter Heranziehung von 

Anhang X der Richtlinie (EU) 2018/1972 (EECC) zu erlassen. 

 

Anhang X des EECC sieht eine klare Kategorisierung der Qualitätsparameter nach Arten von Verpflichte-

ten vor, wobei insbesondere folgende Zuordnung maßgeblich ist: 

 

• Anbieter des Zugangs zu einem öffentlichen Kommunikationsnetz 

o Frist zum erstmaligen Anschluss 

• Anbieter öffentlich zugänglicher interpersoneller Kommunikationsdienste, die zumindest einige 

Netzkomponenten kontrollieren oder über entsprechende Leistungsvereinbarungen verfügen 

o Beschwerden über Abrechnungsfehler 

o Ausfallwahrscheinlichkeit 

o Verzögerung bei der Rufsignalisierung 

• Anbieter von Internetzugangsdiensten 

o Latenz (Verzögerung) 

o Verzögerungsschwankung 

o Paketverlust 

 

Diese Differenzierung trägt wesentlich zur Transparenz der jeweiligen Verpflichtungen bei und stellt si-

cher, dass ausschließlich solche Parameter erhoben und veröffentlicht werden, die für die jeweilige 

Dienstekategorie sachlich relevant und für Endnutzer aussagekräftig sind. 

 

Die Regulierungsbehörde wird daher nachdrücklich ersucht, sich bei der Ausgestaltung der DQV am 

Wortlaut des § 46 Abs. 4 TKG 2021 sowie an Anhang X des EECC zu orientieren und die jeweiligen Qua-

litätsparameter ausdrücklich auf die dort vorgesehenen Kategorien von Anbietern zu beschränken.  

 

Unangemessen weiter Anwendungsbereich der Verordnung 

 

Der gegenständliche Verordnungsentwurf adressiert seinem Regelungszweck nach primär Transparenz-

bedürfnisse von Endnutzern im Verbrauchergeschäft. Für Geschäftskundenangebote bestehen bereits 

heute differenzierte, vertraglich vereinbarte und transparente Qualitätsparameter, die regelmäßig deutlich 

über das Niveau von „Best-Effort“-Leistungen hinausgehen. 

 

Die pauschale Erstreckung der in der DQV vorgesehenen Mess-, Erhebungs- und Veröffentlichungs-

pflichten auf Geschäftskundenangebote ist daher sachlich nicht gerechtfertigt und führt zu einem erhebli-

chen administrativen Mehraufwand ohne erkennbaren zusätzlichen Nutzen für den Qualitätswettbewerb.  

 

Es wird daher nachdrücklich angeregt, den Anwendungsbereich der DQV ausdrücklich auf Verbraucher-

angebote zu beschränken. 

 

Redundanz der §§ 4–11 DQV gegenüber dem RTR-Netztest 

 

Die mit den §§ 4–11 der DQV verfolgten Ziele werden grundsätzlich bereits umfassend durch den RTR-

Netztest erreicht. Die dort erhobenen Qualitätsparameter (insbesondere zu Geschwindigkeit, Latenz und 

Stabilität) ermöglichen eine realitätsnahe und vergleichbare Bewertung der Dienstequalität aus Endnut-

zerperspektive. Eine zusätzliche Verpflichtung der Diensteanbieter zur Erhebung derselben Parameter ist 

daher redundant und bringt keinen erkennbaren Mehrwert. Im Gegenteil können diese Parameter 



 

 

endgeräteseitig, wie im RTR-Netztest umgesetzt, sogar genauer und relevanter für den Endkunden fest-

gestellt werden als durch netzseitige Messungen der Verpflichteten.  

 

Ein expliziter Verweis auf den RTR-Netztest in der Verordnung würde ausreichen, um die angestrebten 

Transparenz- und Qualitätsziele effizient und ohne weiteren bürokratischen Aufwand zu erfüllen. Eine 

solch redundante Erhebungs- und Berichtspflicht würde hingegen dem politisch angestrebten Bürokratie-

abbau diametral zuwiderlaufen. 

 

In diesem Zusammenhang regen wir im Übrigen an, die technische Ausgestaltung des Netztest zu über-

denken und eine regionalere Verteilung der Testserver einzuführen, um zB Latenz Tests praxisnahe 

durchführen zu können und nicht gegen einen Server in Wien testen zu müssen. 

 

Fehlende Umsetzbarkeit für MVNOs (§§ 4–7 DQV) 

 

Der Verordnungsentwurf verkennt die strukturellen Besonderheiten von Mobile Virtual Network Operators 

(MVNOs). Die in § 4 Abs. 2, § 5 Abs. 2, § 6 Abs. 2 und § 7 Abs. 2 DQV vorgesehenen Qualitätsparameter 

stehen MVNOs – auch in der Ausprägung als Full-MVNO – regelmäßig nicht in eigenem Einfluss- und 

Verfügungsbereich zur Verfügung. 

 

Gleichzeitig werden MVNOs vom Anwendungsbereich des § 2 DQV erfasst und damit mit Erhe-

bungs- und Berichtspflichten belastet, die faktisch nicht erfüllbar sind. Dies stellt einen klaren systemati-

schen Widerspruch dar und führt zu einer unzulässigen Überforderung einzelner Marktteilnehmer. 

Der Verordnungsentwurf ist daher dahingehend zu präzisieren, dass MVNOs ihre Verpflichtungen durch 

Rückgriff auf die entsprechenden Mess- und Qualitätsdaten des jeweiligen Host-MNOs erfüllen können, 

oder nicht zur Meldung verpflichtet werden 

Sachlich verfehlte Ausgestaltung des Parameters „Frist zum erstmaligen Anschluss“ (§ 7 Abs. 1 

DQV) 

 

Die in § 7 Abs. 1 DQV vorgesehene Ermittlung der Frist zum erstmaligen Anschluss ist für den Mobilfunk-

bereich in ihrer derzeitigen Ausgestaltung sachlich verfehlt. Eine sinnvolle und vergleichbare Qualitäts-

messung kann ausschließlich an objektiv durch den Verpflichteten beeinflussbare Vorgänge anknüpfen. 

Bei physischen SIM-Karten ist dies ausschließlich der Zeitpunkt des Empfangs der SIM-Karte durch den 

Endkunden. Der tatsächliche Beginn der Nutzung liegt im alleinigen Ermessen des Endkunden und ent-

zieht sich vollständig dem Einflussbereich des Verpflichteten. Gleiches gilt für eSIMs, bei denen lediglich 

die Zurverfügungstellung, nicht jedoch die tatsächliche Aktivierung als maßgeblicher Zeitpunkt herange-

zogen werden kann. 

 

Ein Abstellen auf den „Beginn der Leistungserbringung“ im Sinne von Handlungen des Endkunden – wie 

in den Erläuterungen zu § 7 Abs. 1 vorgesehen – widerspricht Ziel und Zweck der Verordnung und führt 

zu einer systematischen Verzerrung des Parameters zulasten der Verpflichteten. Die Bestimmung ist da-

her entsprechend zu präzisieren. 

 

Fehlende Aussagekraft des Beschwerdeparameters (§ 8 Abs. 2 DQV) 

 

Der in § 8 Abs. 2 DQV vorgesehene Parameter – Anteil der Rechnungen, gegen die Beschwerde erhoben 

wird – ist in der vorgesehenen Ausgestaltung zur Beurteilung der Dienstequalität ungeeignet. Wenn – wie 

in den Erläuterungen ausdrücklich festgehalten – die tatsächliche Berechtigung der Beschwerde uner-

heblich ist, bildet der Parameter ausschließlich das subjektive Beschwerdeverhalten von Endkunden ab, 

nicht jedoch die Qualität oder Korrektheit der Leistungserbringung. 

 

Ein solcher Parameter führt zu irreführenden Ergebnissen und benachteiligt Verpflichtete ohne sachliche 

Rechtfertigung. Eine qualitative Aussage ist ausschließlich anhand jener Beschwerden möglich, die sich 

als berechtigt erweisen. Die Erläuterungen sind daher zwingend entsprechend anzupassen. 

 

 

 



 

 

Sachlich nicht gerechtfertigte Differenzierung bei Übergangsfristen (§§ 12 und 13 DQV) 

Die in § 13 Abs. 2 DQV vorgesehene Übergangsfrist für Text-in-Echtzeit- und Gesamtgesprächsdienste 

darf nicht ausschließlich für Notrufabfragestellen gelten. Verpflichtete gemäß § 12 sowie Anbieter gemäß 

§ 13 Abs. 1 sind in gleicher Weise von erheblichen technischen, organisatorischen und wirtschaftlichen 

Implementierungsanforderungen betroffen. 

 

Eine unterschiedliche Behandlung dieser Marktteilnehmer ist sachlich nicht gerechtfertigt und verstößt 

gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung. Es ist daher eine einheitliche Übergangsfrist für alle be-

troffenen Verpflichteten und Anbieter vorzusehen. 
 
 
Wir ersuchen um Berücksichtigung unserer Kommentare und stehen bei Fragen wie immer gerne zur 
Verfügung.  
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
 
 
 
 
Mag. Florian Schnurer, LL.M. 
Geschäftsführer 


